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Abweichende Bauweise § 22 (4) BauNVO

Baugrenze § 23 (3) BauNVO
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Grundflächenzahl als Höchstgrenze §§ 17 und 19 BauNVO

Geschoßflächenzahl als Höchstgrenze  §§ 17 und 20 BauNVO

0,9

1,8

Planzeichen für Bauleitpläne gemäß Planzeichenverordnung PlanzV 90

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes § 9 (7) BauGB

Flurstücksnummer247

Maßlinie / Maßzahl3

vorhandene Flurstücksgrenzen

1. Füllschema der Nutzungsschablone

2. Art und Maß der baulichen Nutzung
§ 9 (1) Nr.1 BauGB

Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

--

Traufhöhe über NN.
Firsthöhe über NN.

Geschoßflächenzahl

Bauweise

Bauweise
§ 9 (1) Nr.2 BauGB

3.

Straßenverkehrsflächen
§ 9 (1) Nr.11 BauGB

5.

Sonstige Festsetzungen9.

Sonstige Planzeichen10.

Überbaubare Grundstückflächen
§ 9 (1) Nr.2 BauGB

4.

Höhenlinien
3.         HINWEISE
3.1        Auf die Satzung der Stadt Langenselbold über die dezentrale Rückhaltung des Oberflächen-
             wassers vom 3.03.1999 wird hingewiesen. Die Nutzung des Regenwassers als Brauchwasser
             (z.B. Toilettenspülung) wird empfohlen. Zur Sicherstellung der hygienischen und sicherheits-
             technischen Belange sind die Anlagen nach den einschlägigen technischen Regeln (DIN 1988
             etc.) auszuführen und zu betreiben. Anforderungen für Bau und Betrieb der Anlagen sind in
             einem Erlaß der Hess. Ministeriums für Umwelt, Energie, Jugend, Familie und Gesundheit vom
             4.2.1999 III 7-79e 02.37.11 (StAnz. 10/1999 S. 709) enthalten.

3.2        Werden im Rahmen von Baumaßnahmen, insbesondere bei Ausschachtungsarbeiten Boden-
             kontaminationen und sonstige Beeinträchtigungen festgestellt, von denen eine Gefährdung für
             Mensch und Umwelt ausgehen kann, ist umgehend das Regierungspräsidium Darmstadt, Ab-
             teilung Staatl. Umweltamt Hanau, oder der Abfallwirtschaftsbetrieb des Main-Kinzig-Kreises zu
             benachrichtigen. Die weitere Vorgehensweise ist dann abzustimmen.

3.3        Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies unverzüglich dem Landesamt
             für  Denkmalpflege Hessen - Abteilung Archäologische Denkmalpflege - oder der Unteren Denk-
             malschutzbehörde  anzuzeigen.

3.4        Auf die Stellplatzsatzung der Stadt Langenselbold in der jeweils gültigen Fassung wird verwiesen.

3.5        Der Oberboden sowie kulturfähige Unterböden sind zu sichern, damit bei einer Bebauung diese
             belebten Bodenmassen nicht verloren gehen; diese sollten an geeigneter Stelle ( Gelände / Garten-
             gestaltung ) sinnvoll wieder eingesetzt werden.

3.6        Aus dem Trinkwasserversorgungsnetz steht in der Regel eine Löschwassermenge von 96 m³/h gemäß
             DVGW - Arbeitsblatt W 405 zur Verfügung. Hierüber hinaus gehende Bedarfsmengen müssen vor-
             zugsweise aus nicht leitungsgebundenen Quellen gedeckt werden.

Kerngebiet § 7 BauNVO
Zweckbestimmung "Nahversorgungszentrum"
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     KATASTERAMT
     Die Darstellungen der Grenzen und die Bezeichnungen der Flurstücke stimmen mit dem Nachweis des
     Liegenschaftskatasters mit Stand vom  ....................  überein.

     Hanau, den ....................
     Dieser Bebauungsplan wurde im Auftrag der Stadt Langenselbold durch die Planungsgruppe
     Zimmer  +  Egel  GbR erarbeitet.

     Hanau - Wolfgang, den  21.10.2003

 1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS
     Der Magistrat der Stadt Langenselbold hat am  16.07.2003  gem. § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung
     dieses Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beschlossen. Die Bekanntmachung des
     Aufstellungsbeschlußes erfolgte am  21.07.2003.

 2. OFFENLEGUNGSBESCHLUSS
     Am  16.07.2003  wurde dieser Bebauungsplan vom Magistrat gebilligt und seine Offenlegung gem.
     § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.
     Die Offenlegung des Bebauungsplanentwurfes einschließlich Begründung erfolgte in der Zeit vom
     04.08.2003  bis 05.09.2003.
     Ort und Dauer der Auslegung wurden am  21.07.2003  ortsüblich bekanntgemacht mit dem Hinweis, daß
     Anregungen während der Auslegungsfrist vorgebracht werden können.

 3. SATZUNGSBESCHLUSS
     Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Langenselbold hat am  13.10.2003  den Bebauungsplan
     gem. § 5 der Gemeindeordnung und gem. § 10 BauGB als SATZUNG beschlossen.

     ausgefertigt  am  22.10.2003

                                                                                                                                         ........................
     Langenselbold, den 22.10.2003                                                                                     Bürgermeister

  4. INKRAFTTRETEN
     Das Genehmigungsverfahren nach § 10 Abs.2 BauGB wurde durchgeführt. Die Verletzung von Rechts-
     vorschriften wurde innerhalb der Drei-Monats-Frist nicht geltend gemacht.
     Am .................... wurde die Durchführung des Genehmigungsverfahren gem. § 10 Abs. 3 BauGB orts-
     üblich bekannt gemacht mit dem Hinweis, wo die Satzung eingesehen werden kann.
     Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

                                                                                                                                         .........................
     Langenselbold, den ....................                                                                                 Bürgermeister

     DURCHFÜHRUNG DES GENEHMIGUNGSVERFAHRENS
     Das Genehmigungsverfahren nach § 10 Abs. 2 BauGB wurde durchgeführt.

     Darmstadt, den ....................

 1. Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S.137), zuletzt ge-
     ändert urch Artikel 12 des Gesetzes vom 23.07.2002 (BGBI. I S. 2850)
 2. §§ 1 bis 23 der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
     BauNVO) vom 23.01.1990, BGBl. I S. 132). Zuletzt geändert am 22.04.1993 (BGBI. I S. 466)
 3. §§ 1 bis 3 der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
     ( Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58)
 4. Hessische Bauordnung (HBO) vom 18.06.2002, ( GVBI. I S. 274 ).
 5. Hessische Gemeindeordnung (HGO) vom 25.02.1952 ( GVBI. I S. 11 ) in der Fassung vom 01.04.1993
     (GVBl. I S. 170). Zuletzt geändert durch Artikel 23 des Gesetzes vom 20.06. 2002 (GVBl. S. 342)

1.         PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
            § 9 (1) BauGB

1.1        Art der baulichen Nutzung
             § 1 (2) BauGB

1.1.1     Kerngebiet (MK)

             Im räumlichen Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist als besondere Art
             der baulichen Nutzung das Kerngebiet (MK) gemäß § 7 BauNVO festgesetzt.
             Innerhalb des Kerngebietes sind auf einer Bruttogeschoßfläche von 6000m² und insgesamt auf
             4500m² Verkaufsfläche folgende Einzelhandelsbetriebe zulässig:
             - ein Verbrauchermarkt mit ca. 1600 m² Verkaufsfläche
             - ein Lebensmitteldiscounter mit ca. 1000m² Verkaufsfläche sowie
             - verschiedene Einzelhandelsanbieter mit überwiegend aperiodischen Bedarfsgütern auf
               ca.1900 m² Verkaufsfläche.

1.2        Maß der baulichen Nutzung
             § 9 (1) Nr.1 BauGB

             Die in der Planzeichnung festgesetzte zulässige Grundflächenzahl (GRZ) § 16 (2) Nr.1 BauNVO
             und Geschoßflächenzahl (GFZ) § 16 (2) Nr.2 BauNVO sind Höchstwerte. Die höchstzulässige
             Grundflächenzahl schließt gemäß § 19 Abs.4 BauNVO die Grundflächen nach
             Nummer 1 = Stellplätze mit ihren Zufahrten und
             Nummer 2 = Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO mit ein.
             Die festgesetzten Traufhöhen über NN sind bis zur obersten Kante der Traufe zu bemessen.

1.3        Bauweise
             § 9 (1) Nr.2 BauGB

             Die überbaubaren Grundstücksflächen sind gemäß § 23 (3) BauNVO durch Baugrenzen fest-
             gesetzt. Ein überschreiten der Baugrenze durch vorspringen von untergeordneten Gebäudeteilen
             ( Eingangsbereiche, Rampen etc. bis zu einer Länge von 1/3 der Gesamtgebäudelänge ) ist bis
             zu 2,5 m zulässig.
             In der abweichenden Bauweise (a) sind gemäß § 22 (4) BauNVO Gebäude mit einer Aussen-
             wandlänge von über 50m zulässig.

1.4        Nebenanlagen, Stellplätze
             § 9 (1) Nr.4 BauGB

             Die Errichtung der notwendigen Anzahl von Stellplätzen ( § 12 BauNVO) sowie von Nebenanlagen
             im Sinne von § 14 BauNVO sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf
             den dafür festgesetzten Flächen zulässig.

1.5        Vorkehrungen gegen schädliche Umwelteinwirkungen
             § 9 (1) Nr.24 BauGB

             Hinweis:
             Das Lärmgutachten des TÜV - Süddeutschland - Bau und Betrieb - L4971 vom 19.03.2003 ist
             Bestandteil des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Die Feststellung des TÜV - Gutachtens
             sind verbindlich.

1.5.1     Einstellboxen
             Die Einstellboxen sind im abgeschirmten Bereich des Nahversorgungszentrums zu plazieren.

1.5.2     Bauliche Einrichtungen ( Kühl- und Belüftungsanlagen)
             Die Rückkühler für Klimaanlagen oder Belüftungsanlagen sind an den der Wohnbebauung abge-
             wandten Gebäudeseiten zu installieren.

1.5.3     Andienungszeiten
             Die Fahrten von Anlieferungs- und Entsorgungsfahrzeugen mit großen LKW ist auf den Zeitraum
             zwischen 7.00 - 20.00 Uhr beschränkt.

1.5.4     Lärmschutzeinrichtung
             An der Ostseite und Westseite des Plangebietes ist zwischen den Stellplätzen und der Wohnbebauung
             eine 2,5m hohe begrünte Lärmschutzeinrichtung zu installieren ( Wall oder Wand oder in Kombination ).

1.6        Flächen oder Massnahmen  zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
             Boden, Natur und Landschaft
             § 9 (1) Nr. 20, 25 BauGB

1.6.1     Begrünung des Grundstückes
             Auf dem Grundstück sind 55 Bäume zu pflanzen, wobei mindestens 16 großkronige im Parkplatzbereich
             zu pflanzen und pflegen sind.

1.6.2     Nicht überbaubaren Grundstücksflächen
             Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen, soweit sie nicht für notwendige Zugänge, Zufahrten
             für erforderliche Umfahrten für Rettungsfahrzeuge benötigt werden, sind als Grünflächen mit
             mindestens 25% Baum- und Strauchanteil (1 Baum = 25 m², 1Strauch = 1m²) gärtnerisch anzu-
             legen und dauerhaft zu unterhalten.

1.6.3    Artenliste
             Bei der Gestaltung und Bepflanzung der Flächen nach Ziffer 1.6.1und 1.6.2 sind einheimische
             und standortgerechte Gehölze zu verwenden, z. B.

             Bäume: STU >20 cm
             Feldahorn                Acer campestre
             Hainbuche               Carpinus betulus
             Winterlinde              Tilia cordata
             Stieleiche                 Quercus robur
             Eberesche               Sorbus aucuparia
             Traubeneiche           Quercus petraea

1.7        Flächen für Massnahmen zum Ausgleich
             § 9 (1a) BauGB

AF1       Massnahmen im 2.Geltungsbereich ( Teilplan B )

1.7.1     Umwandlung von Ackerland in eine Laubwaldaufforstung mit abgestuftem Gehölzsaum, mit Baum-,
             Strauch- und Krautzonen.

             Bei der Aufforstung ist ein hochwertiger Laubwald aus 80 % Stieleiche (Quercus robur) und 20 %
             Hainbuche (Carpinus betulus) im einfachen Reihenverband mit ca. 10.000 Stk./ha anzupflanzen.
             Ein Wildschutzzaun wird vorgesehen.

1.7.2     Artenliste
             Es werden bei der Anpflanzung des Waldrandes folgende Gehölzarten verwendet:

             Bäume: STU 14/16 cm
             Spitzahorn               Acer platanoides
             Vogelkirsche            Prunus avium
             Hainbuche               Carpinus betulus
             Stieleiche                 Quercus roburBa
             Winterlinde              Tilia cordata

2.         BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
            § 9 (4) BauGB in Verb. mit § 81 HBO

2.1        Parkflächen und deren Gestaltung
             Die Fahrgassen der Parkflächen sind mit glatten Asphaltbelag zu gestalten. Die PKW-Stellflächen sowie
             sonstige Funktionsflächen sind in wasser und luftdurchlässigen Belägen zu gestalten (z.B. Ökosteine,
             Fugensteine).

.AUSFERTIGUNG

                    Vorhabenbezogener Bebauungsplan
       " MK - Gebiet Nahversorgung

 Ringstrasse / Untergasse "

maximale Firsthöhe = 134,00m über Normal NullFH. = max.
134.00m ü. NN

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen § 9 (1) Nr.4 BauGB

Zweckbestimmung :

StellplätzeST

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft § 9 (1) Nr. 20 BauGB

Flächen und Maßnahmen für den Ausgleich
§ 9 (1a) BauGB

8.

AusgleichsflächeAF1

Einfahrt / Ausfahrt

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstige
Bepflanzung § 9 (1) Nr. 25a BauGB

Anpflanzen von Bäumen

Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft
§ 9 (1) Nr.20,25 BauGB

7.

     Dieser Vorhabenbezogener Bebauungsplan besteht aus dem Bebauungsplan " Nahversorgungszentrum
     Ringstrasse / Untergasse " ( Hauptplan ) und den Bebauungsplan Ausgleichsfläche/ Ersatzmaßnahmen
      " 2. Geltungsbereich - ( Teilplan B )". Der 2.Geltungsbereich wird rechtskräftiger Bestandteil des
     Bebauungsplanes.

Sträucher: H 80/100 cm
Kornelkirsche                   Cornus mas
Roter Hartriegel               Cornus sanguinea
Haselnuß                         Corylus avellana
Pfaffenhütchen                Euonymus europaeus
Liguster                            Ligustrum vulgare
Heckenkirsche                 Lonicera xylosteum
Hundsrose                       Rosa canina
Salweide                          Salix caprea
Schwarzer Holunder        Sambucus nigra
Schlehe                            Prunus spinosa

M. 1 : 1000

VORHABENBEZOGENER  BEBAUUNGSPLAN  GEMÄSS  § 12 BauGB  ( HAUPTPLAN )
" NAHVERSORGUNGSZENTRUM  RINGSTRASSE / UNTERGASSE " DER  STADT  LANGENSELBOLD

FLUR  37

AF1

106

M. 1 : 2000

2. GELTUNGSBEREICH
Ausgleichsfläche / Ersatzmaßnahmen
( Teilplan B )

Gemarkung
Langenselbold

Maßnahmen siehe Ziffer 1.7.1 der
Planungsrechtlichen Festsetzungen

Sträucher: H 80/100 cm
Roter Hartriegel                Cornus sanguinea
Hasel                                Corylus avellana
Pfaffenhütchen                 Euonymus europaeus
Liguster                            Ligustrum vulgare
Heckenkirsche                 Lonicera xylosteum
Schwarzer Holunder        Sambucus nigra
Weißdorn                         Crataegus monogyna

Ausgleichsfläche

ST
ST

ST

ST

ST

RINGSTRASSE

4
35,0

4

112,0
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22,0 51,0
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FLUR  75

Standortvorschlag Elektrizität

Flächen für Versorgungsanlagen
§ 9 (1) Nr.12 BauGB

6.
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